
N i e d e r s c h r i f t  
HFA/032/2013 

 
über die öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des 

Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Rheine 
am 26.02.2013 

 
 
Die heutige Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Rheine, zu der 
alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen und - wie folgt aufgeführt - erschienen 
sind, beginnt um 17:00 Uhr im Sitzungssaal 126 des Neuen Rathauses. 
 
Anwesend als 
 
 Vorsitzende: 
 

Frau Dr. Angelika Kordfelder Bürgermeisterin   
 
 Mitglieder: 
 

Herr Udo Bonk CDU Ratsmitglied   

Herr Karl-Heinz Brauer SPD Ratsmitglied   

Herr Jürgen Gude CDU Ratsmitglied   

Herr Stefan Gude CDU Ratsmitglied   

Frau Marianne Helmes CDU Ratsmitglied   

Herr Alfred Holtel FDP Ratsmitglied   

Herr Günter Löcken SPD Ratsmitglied   

Herr Udo Mollen SPD Ratsmitglied   

Frau Theresia Nagelschmidt CDU Ratsmitglied   

Herr Josef Niehues CDU Ratsmitglied   

Herr Rainer Ortel Alternative für Rheine Ratsmitglied   

Herr Michael Reiske BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Ratsmitglied   

Herr Jürgen Roscher SPD Ratsmitglied   

Herr Falk Toczkowski SPD Ratsmitglied   
 
 Vertreter: 
 

Herr Manfred Brinkmann CDU Vertretung für Herrn 
Paul Jansen 

Herr Heinrich Hagemeier CDU Vertretung für Herrn 
Dieter Fühner 

Herr Bernd Lunkwitz FDP Vertretung für Herrn 
Detlef Brunsch 
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Frau Ulrike Stockel SPD Vertretung für Frau Peg-
gy Fehrmann 

 
 Gäste: 
 

Herr David Fliegel Mitarbeiter der EWG zu 
TOP 21 

 
 Verwaltung: 
 

Herr Jan Kuhlmann Erster Beigeordneter   

Herr Mathias Krümpel Stadtkämmerer   

Herr Heinz Hermeling Fachbereichsleiter FB 7  

Frau Wiebke Gehrke Pressesprecherin   

Herr Dr. Thorben Winter Fachbereichsleiter FB 1  

Herr Raimund Gausmann Fachbereichsleiter FB 2  

Herr Werner Schröer Fachbereichsleiter FB 5  

Herr Jürgen Wullkotte Fachbereichsleiter FB 4  

Herr Günter Strauch Leiter Projektmanage-
ment   

Frau Julia Kersting Schriftführerin   

Herr Guido Wermers Leitstelle Klimaschutz - 
bis TOP 4 - 17:10 Uhr 

 
 
Entschuldigt fehlen: 
 
 
 Mitglieder: 
 

Herr Detlef Brunsch FDP Ratsmitglied   

Frau Peggy Fehrmann Fraktionslos Ratsmitglied   

Herr Dieter Fühner CDU Ratsmitglied   

Herr Paul Jansen CDU Ratsmitglied   
 
 
 
 
Frau Dr. Kordfelder eröffnet die heutige Sitzung des Haupt- und Finanzausschus-
ses der Stadt Rheine und stellt die Beschlussfähigkeit fest.  
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Öffentlicher Teil: 
 
1. 
 

Niederschrift Nr. 31 über die öffentliche Sitzung am 29. Januar 
2013 
 

0:00:12 
 
Zu Form und Inhalt der o. g. Niederschrift werden weder Änderungs- noch Er-
gänzungswünsche vorgetragen.  
  
 
2. 
 

Bericht der Verwaltung über die Ausführung der in der öffentli-
chen Sitzung am 29. Januar 2013 gefassten Beschlüsse 
 

0:00:47 
 
Frau Dr. Kordfelder berichtet, dass die Beschlüsse des Haupt- und Finanzaus-
schusses ausgeführt worden seien. Ein besonderer Bericht zu den Anfragen und 
Anregungen sei nicht erforderlich, da diese nicht gestellt bzw. gegeben wurden. 
 
 
3. 
 

Informationen 
 

3.1. 
 

Liquiditätslage der Stadt Rheine 
 

0:01:34 
 
Herr Krümpel informiert, dass mit heutigem Stand ein Liquiditätskredit in Höhe 
von 3.233.000 € in Anspruch genommen werde. 
  
 
3.2. 
 

Anzeige des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2010 
beim Landrat 
 

0:02:02  
 
Herr Krümpel informiert, dass die Anzeige des Jahresabschlusses für das Haus-
haltsjahr 2010 beim Landrat erfolgt sei. Herr Krümpel berichtet, dass der Landrat 
mitgeteilt habe, dass gegen den vom Stadtrat nach § 96 (1) GO NRW festgestell-
ten Jahresabschluss 2010 keine grundsätzlichen kommunalaufsichtlichen Beden-
ken geltend gemacht werden. Der Jahresabschluss 2010 sei damit abgeschlos-
sen. Der Jahresabschluss 2011 werde demnächst in den Gremien beraten.  
 
 
3.3. 
 

EU-Förderung 
 

0:02:39 
 
Frau Dr. Kordfelder informiert, dass sie gestern aktuelle Informationen vom 
Deutschen Städte- und Gemeindebund zur nächsten Förderphase 2014 – 2020 
bekommen habe. Frau Dr. Kordfelder berichtet, dass mit der Einigung der euro-
päischen Staats- und Regierungschefs über den mehrjährigen Finanzrahmen vom 
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8. Februar 2013 auch weitere Details zur EU-Strukturförderung geregelt worden 
seien.  
Der EU-Kohäsionspolitik, welche durch die EU-Strukturfonds umgesetzt werde, 
stehen insgesamt rund 325 Mrd. € für die gesamte Förderperiode zur Verfügung. 
Davon können in besser entwickelten Regionen, zu denen Deutschland insgesamt 
zählt, 59,34 Mrd. € verwendet werden. Zusätzlich erhalten die Übergangsregio-
nen 31,39 Mrd. € für die verschiedenen Programme der europäischen territoria-
len Zusammenarbeit, grenzüberschreitend ebenso wie transnational stehen 8,73 
Mrd. € zur Verfügung. Im Rahmen der Diskussion auf der nationalen Ebene zur 
Gestaltung der sogenannten Partnerschaftsvereinbarungen wurde in einer Ver-
handlungsrunde beim Bundeswirtschaftsministerium am 19.2. in Berlin deutlich, 
dass neue Instrumente wie die ITI von den Bundesländern wohl nicht eingesetzt 
werden.  
Angesichts dieser Zurückhaltung habe die EU-Kommission bereits angekündigt, 
dass die formalen Voraussetzungen für die Mittelnachweise im Zusammenhang 
mit ITIs vereinfacht werden sollen. Frau Dr. Kordfelder erläutert, dass man also 
abwarten müsse, in welcher Art und Weise die Antragstellung für die Struktur-
fonds zu erfolgen habe. Der weitere Zeitplan sehe vor, dass das Europäische Par-
lament im März über den mittelfristigen Rahmen abstimmen werde. Die EU-
Kommission wolle noch im März die Verordnung für die EU-Strukturfonds vorle-
gen. Damit solle eine Einigung von EU-Rat, EU-Parlament und EU-Kommission im 
Rahmen der dreiseitigen Verhandlungen bis Anfang Juni möglich werden. Frau 
Dr. Kordfelder merkt an, dass ihr noch eine weitere Information über den Städte- 
und Gemeindebund Rheinland-Pfalz zum Thema Agrarpolitik vorliege. Dort werde 
bekannt gegeben, dass ein rechtzeitiger Start der neuen Förderprogramme zum 
1. Januar 2014 unter Druck gerate. Man wisse noch nicht, ob es tatsächlich bei 
der Einhaltung dieses Zeitplanes bleibe.  
Frau Dr. Kordfelder weist darauf hin, dass derzeit an dem Thema „Regionales 
Handlungskonzept als Grundlage für die Beantragung von EU-Fördermitteln“ ge-
arbeitet werde. Es werde ein Konzept mit einer Organisationsstruktur für den Rat 
am 12. März 2013 vorbereitet.  
 
 
4. 
 

Fortführung Klimaschutzprojekt "Umwelt mit Zukunft" 
Vorlage: 117/13 
 

0:05:55  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den Sachstand zur Kenntnis und stimmt 
dem Verfahrensvorschlag zu. Er beauftragt die Leitstelle Klimaschutz mit der An-
tragsstellung für eine Förderung durch die Nationale Klimaschutzinitiative, die 
Ausschreibung der Projektbetreuung sowie die anschließende Auswahl und Be-
auftragung eines Ingenieurbüros. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
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5. 
 

Darstellung möglicher Auswirkungen bei gewerblicher Vereins-
gastronomie (Nutzungsänderung) 
Vorlage: 074/13 
 

0:07:00 
 
Herr Kuhlmann macht deutlich, dass die Verwaltung Hilfestellung leisten möchte. 
Es sollen Konsequenzen genannt werden und eine Diskussion in den Vereinen vor 
dem Hintergrund einer Faktenlage ermöglicht werden. Herr Kuhlmann merkt an, 
dass er auf das Verständnis der DEHOGA für die Wünsche der Vereine hoffe.  
 
Herr Bonk hält fest, dass es sich bei der Maßnahme um eine reine Hilfestellung 
handele.  
 
Herr Holtel weist darauf hin, dass man zwischen dem Vereinsleben und gaststät-
tenähnlichen Betrieben unterscheiden müsse. Über 90 % der Vereine nutzen die 
Räume ausschließlich für ihr Vereinsleben.  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beauftragt auf Empfehlung des Stadtent-
wicklungsauschusses die Verwaltung, die vorliegende Ausarbeitung den Vereins-
vorständen im Rahmen einer Informationsveranstaltung zur Verfügung zu stel-
len. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
6. 
 

Mittelverwendung aus der in Auflösung befindlichen "Stadtwer-
ke-Stiftung für Rheine" 
Vorlage: 121/13 
 

0:14:55  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine folgenden 
Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat der Stadt Rheine beschließt, die der Stadt Rheine aus der Aufhebung der 
Stadtwerke-Stiftung für Rheine zufließenden Mittel in Höhe von rd. 1,23 Mio. € 
im Rahmen der Haushaltskonsolidierung wie folgt als Deckung für nachfolgende 
Zwecke zu verwenden: 
 
in 2013 
Zuschuss an die Kulturelle Begegnungsstätte Kloster Bentlage gGmbH in Höhe 
von 620.000 €  
 
in 2014 
Zuschuss an die Kulturelle Begegnungsstätte Kloster Bentlage gGmbH in Höhe 
von rd. 603.000 € 
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Sowohl die Mittelverwendung als auch die Abwicklung dieser werden basierend 
auf der Empfehlung der pwc legal AG mit dem Finanzamt Steinfurt zuvor abge-
stimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
7. 
 

Handlungsansätze zur Haushaltskonsolidierung 
Vorlage: 005/13 
 

0:15:30 
 
Herr Roscher bezieht sich auf Punkt 4 des Beschlussvorschlages und merkt an, 
dass der Punkt so zu verstehen sein könnte, dass es keine Debatte zum Schul-
entwicklungsplan mehr gebe und dass es keine Debatte und keine Gespräche 
mehr bezüglich der Josefschule Rodde, der Ludgerusschule Elte und der Antoni-
usschule geben werde. 
 
Herr Dr. Winter erläutert, dass derzeit keine Schulstandorte aufgegeben werden. 
Über das Abschmelzen von Schülerzahlen alleine werde man keine Einsparpoten-
tiale erhalten. Die Räume in den Schulen werden anders genutzt. Der Ganztags-
betrieb nehme zu, und es werden mehr Essen ausgegeben. Wenn ganze Stand-
orte aufgegeben werden, werde es Einsparpotentiale geben.  
 
Frau Dr. Kordfelder ergänzt, dass es aktuell keine zu schließenden bzw. aufzuge-
benden Gebäude gebe. 
 
Herr Roscher macht deutlich, dass hier aufgeführt worden sei, dass die Haus-
haltskonsolidierung in diesem Punkt nicht weiter verfolgt werde, nicht nur für 
2013, sondern auf Dauer. Die SPD-Fraktion bittet um eine Klarstellung. Es müsse 
dargestellt werden, dass sich das nur auf 2013 beziehe und darüber hinaus wei-
tere Diskussionen möglich seien.  
 
Herr Dr. Winter hält fest, dass es ein fließender Prozess sei. Wenn die Gebäude 
irgendwann komplett aufgegeben werden, werde man Sparpotential entfalten 
können. Dies sei weder zu quantifizieren noch mit einem Jahr zu belegen. Des-
wegen habe man sich hier darauf festgelegt, dass man das im Hinblick auf die 
Strategie- und Finanzkommission nicht weiter verfolgen wolle. Natürlich handele 
es sich aber um ein Thema, das bei veränderten Rahmenbedingungen wieder 
aufgegriffen werde. 
 
Herr S. Gude macht deutlich, dass es nicht so sei, dass man sich mit dem Thema 
in den nächsten Jahren nicht beschäftigen könne bzw. wolle. Es handele sich 
hierbei um einen Vorschlag aus der Strategie- und Finanzkommission, der aktuell 
nicht weiter verfolgt werde. Herr S. Gude schlägt vor, sich darauf zu einigen, 
dass es aktuell kein Thema sei, man dieses aber grundsätzlich bei veränderten 
Situationen neu prüfen müsse.  
 
Herr Ortel merkt an, dass, wenn ein Schulstandort stillgelegt werde, sich andere 
Dinge ergeben. Man könne den Beschlussvorschlag so mittragen.  
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Frau Dr. Kordfelder fragt an, ob Herr Roscher damit einverstanden sei, sich dar-
auf zu einigen, dass aktuell keine grundsätzlichen Konsolidierungsmöglichkeiten 
gesehen werden, aber natürlich bei Änderung der Rahmenbedingungen das The-
ma weiter verfolgt werde.  
 
Herr Roscher teilt mit, dass er damit einverstanden sei. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst auf Empfehlung des Schulausschusses 
folgenden Beschluss: 
 
Folgende Handlungsansätze zur Haushaltskonsolidierung werden nicht weiter 
verfolgt: 
 

1. Erhebung eines Schulkostenbeitrages für auswärtige Schüler(innen) 
(lfd. Nr. 2.4 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 

2. Einstellung aller freiwilligen Leistungen und konsequente Abstellung auf 
gesetzliche Erfordernisse im Bereich der Schülerfahrkosten 
(lfd. Nr. 2.7 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 

3. Neubewertung außerschulischer Angebote im Lichte der Ganztagsbetreu-
ung - Vermeidung von Doppelangeboten 
(lfd. Nr. 2.8 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 

4. Anpassung der Schulbetriebsaufwendungen entsprechend der Entwicklung 
der Schülerzahlen 
(lfd. Nr. 2.3 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
8. 
 

Handlungsansätze zur Haushaltskonsolidierung 
Vorlage: 006/13 
 

0:23:41  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst auf Empfehlung des Kulturausschusses 
folgenden Beschluss: 
 
Folgende Handlungsansätze zur Haushaltskonsolidierung werden nicht weiter 
verfolgt: 
 
 Budget 1305, Städtische Museen 

 
1. Salzwerkstatt im Salzsiedehaus nur durch Ehrenamtliche oder aufge-

ben 
(lfd. Nr. 2.14 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 

 
2. Einstellung der Museumspädagogik 

(lfd. Nr. 2.15 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 
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3. Einstellung der Wechselausstellungen 
(lfd. Nr. 2.16 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 

 
Budget 1307, Kloster Bentlage 
 
4. Einstellung der Mietzahlungen 

(lfd. Nr. 2.18 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 
 
Budget 1401, Volkshochschule 
 
5. Anschaffung von Stühlen für die Aula 

(lfd. Nr. 2.19 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 
 
6. Erhöhung des Kostendeckungsgrades 

(lfd. Nr. 2.20 der Liste 2, „Handlungsansätze“) 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
9. 
 

Haushaltskonsolidierung - Liste 1 "Konsolidierungsvorschläge", 
Ziffer 1.26 "Erhöhung Ausschreibungsgebühren" 
Vorlage: 107/13 
 

0:24:10  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst auf Empfehlung des Bauausschusses fol-
genden Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt dem Verfahrensvorschlag der Verwal-
tung zur Ziffer 1.26 „Erhöhung Ausschreibungsgebühren“ der Liste 1 – Konsoli-
dierungsvorschläge zu. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
10. 
 

Haushaltskonsolidierung - Liste 2 "Handlungsansätze", Ziffer 
2.29 
Vorlage: 088/13 
 

0:24:46  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst auf Empfehlung des Stadtentwicklungs-
ausschusses folgenden Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt dem Verfahrensvorschlag der Verwal-
tung zur Ziffer 2.29 „Überprüfung des Stellenbedarfs in der Stadtplanung bei 
weitgehendem Outsourcing“ der Liste 2 – Handlungsansätze zur Haushaltskonso-
lidierung zu. 
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Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
11. 
 

Haushaltskonsolidierung - Liste 2 "Handlungsansätze", Ziffer 
2.30 "Outsourcing Gebäudemanagement" 
Vorlage: 103/13 
 

0:25:20  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst auf Empfehlung des Bauausschusses fol-
genden Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt dem Verfahrensvorschlag der Verwal-
tung zur Ziffer 2.30 „Überprüfung des Stellenbedarfs im Gebäudemanagement 
bei weitgehendem Outsourcing“ der Liste 2 – Handlungsansätze zur Haushalts-
konsolidierung zu. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
12. 
 

Haushaltskonsolidierung FB 5 - Planen und Bauen - öffentliche 
Grünflächen 
Zwischenbericht zur Reduzierung des Unterhaltungsaufwands 
für Park- und Gartenanlagen 
Vorlage: 026/13/1 
 

0:25:59  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst auf Empfehlung des Bauausschusses der 
Stadt Rheine folgenden Beschluss: 
 

1. Standardreduzierungen in Höhe von rd. 19.000 € pro Jahr in Abstimmung 
mit dem Stadtparkverein durchzuführen. 

 
2. Standardreduzierungen in Höhe von rd. 4.000 € pro Jahr in Abstimmung 

mit dem Walshagenparkverein durchzuführen. 
 

3. Nach Umsetzung der o. a. Standardreduzierungen soll über die Vergabe 
eines Gutachtens zur Entwicklung des Stadt- und Walshagenparks frühes-
tens 2014 entscheiden werden.  

 
4. Weitere Einsparungen im Bereich der Grünflächenunterhaltung nach Aus-

wertung der Ergebnisse einer Untersuchung der gesamten Grünflächenun-
terhaltung im I. Quartal 2014 zu beraten. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
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13. 
 

Handlungsansätze zur Haushaltskosolidierung - Lfd. Nr. 2.28 
der Liste 2 der Konsolidierungsvorschläge; hier: TBR-
Leistungsreduzierung im Rahmen der Amtshilfevereinbarung 
Vorlage: 102/13 
 

0:26:50 
 
Herr S. Gude bezieht sich auf die Reduzierung der Aufwendungen im Bereich 15 
– Sportförderung um 146.000 €. Er fragt an, ob das Auswirkungen auf die Stan-
dards habe.  
 
Herr Wullkotte bereichtet, dass im Rahmen der Neukalkulationen der Amtshilfe-
vereinbarung die Technischen Betriebe die Leistungen nochmals überprüft haben. 
Unterm Strich werden die gleichen Leistungen erbracht, sie wurden nur nicht 
dort abgerechnet, wo sie angefallen seien. Dies sei jetzt überarbeitet worden. Die 
Einsparungen, die sich im Sportbereich ergeben, seien an anderer Stelle als zu-
sätzlicher Aufwand dargestellt. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt zur Kenntnis,  
 

− dass durch die neuen Amtshilfevereinbarungen Änderungen beim Leis-
tungsumfang und den dafür vorgesehenen Kosten vorgenommen werden.  

 
− dass eine Kostensenkung für von den Technischen Betrieben Rheine zu 

erbringende Dienstleistungen in Teilbereichen bereits vertraglich verein-
bart ist und weiter verfolgt wird. 

 
 
14. 
 

Aufhebung des Kw-Vermerks für die Stelle 1627/Musiklehrerin 
in der elementaren Musikpädagogik im FB 1 
Vorlage: 082/13 
 

0:29:01  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, nach Vor-
beratung im Kulturausschuss den Kw-Vermerk für die Stelle 1627, Musiklehrerin 
in der elementaren Musikpädagogik im Fachbereich 1, aufzuheben, den Stellen-
plan entsprechend anzupassen und die Stellennachbesetzung vorzunehmen.   
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
 
 
 
 



Niederschrift HFA/032/2013 der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 26.02.2013   

Seite 11/25 

 
 
 
15. 
 

Aufhebung des Kw-Vermerkes für die Stelle 4404 "Sachbearbei-
tung Steuerverwaltung" im Fachbereich 4 
Vorlage: 098/13 
 

0:29:40  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, den Kw-
Vermerk für die Stelle 4404 „Sachbearbeitung Steuerverwaltung“ im Rahmen der 
Beschlussfassung des Stellenplans 2013 aufzuheben. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
16. 
 

Gesamtstellenplan der Stadt Rheine für das Haushaltsjahr 2013
Vorlage: 128/13 
 

0:30:15 
 
Herr Bonk erläutert, dass die CDU-Fraktion dem Beschlussvorschlag zustimmen 
werde.  
 
Herr Roscher teilt mit, dass das Ziel, Personalkosten zu reduzieren ohne die Leis-
tungsfähigkeit der Verwaltung erheblich herabzusetzen, beharrlich verfolgt wer-
de. Den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN könne man unterstützen, 
wenn es eine andere finanzielle Situation geben würde.  
 
Herr Reiske hälft fest, dass die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dem Be-
schlussvorschlag so nicht zustimmen werde. 
 
Herr Mollen stellt klar, dass außer Zweifel stehe, dass dort konstruktive und posi-
tive Arbeit im offenen Ganztag geleistet wurde. In anderen Bereichen im offenen 
Ganztag werde mithilfe von Förderungen von ehrenamtlich tätigen Organisatio-
nen und Honorarkräften gearbeitet. Herr Mollen regt an zu prüfen, ob hier nicht 
auch die Möglichkeit einer Förderung, evtl. in Kooperation mit der Musikschule, 
bestehe.  
 
Herr Ortel merkt an, dass er dem Beschlussvorschlag zustimmen werde. Er 
möchte sich jedoch von den Unterstellungen distanzieren, dass die Einrichtung 
einer solchen Stelle nicht gewollt sei. Leider gehöre der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in die Kategorie „nice to have“.  
 
Frau Helmes erinnert, dass die CDU-Fraktion wiederholt die Musikschule und 
Volkshochschule angemahnt habe, ein Konzept vorzulegen. Es war ein großes 
Anliegen, das Singen an den Schulen zu verbreiten. Man habe nie ein Konzept 
bekommen. Aufgrund der Haushaltslage sei es heute leider nicht möglich, die 
Stelle einzurichten. Vielleicht könne die Musikschule etwas erarbeiten, beispiels-
weise durch Unterstützung durch ehrenamtliche Bürgerinnen und Bürger.  
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Beschluss: 
 
1. Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, fol-

genden Beschluss zu fassen: 
 
 a) Der Stellenplan wird um eine halbe Stelle im Bereich der städtischen Mu-

seen aufgestockt. Die dort im Stellenplan bisher als halbe Stelle in Ent-
geltgruppe (EG) 9 ausgewiesene Stelle wird als Ganztagsstelle mit EG 13 
ausgewiesen. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 b) Dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 29. Januar 2013 

auf Wiedereinrichtung einer halben Stelle bei der Musikschule für die of-
fenen Ganztagsgrundschulen (nachmittags) wird nicht zugestimmt. 

 
Abstimmungsergebnis: 17 Ja-Stimmen 
 2 Nein-Stimmen 
 
2. Der Rat der Stadt Rheine beschließt den dieser Vorlage als Anlagen 1 bis 3 

beigefügten Gesamtstellenplan für das Haushaltsjahr 2013. 
 
Abstimmungsergebnis: 18 Ja-Stimmen 

1 Nein-Stimme 
 
Herr Holtel erklärt, dass er das Wort „nicht“ unter 1 b überlesen habe.  
 
 
17. 
 

Beratung Ergebnis- und Investitionsplan 2013 - 2016 - Ergeb-
nisse der Fachausschussberatungen 
Vorlage: 101/13 
 

0:41:41 
 
Herr Krümpel erläutert die auf Seite 12 der Vorlage unter Punkt 6 dargestellte 
Zusammenfassung. Er bezieht sich auf die sonstigen Änderungen der Fachbe-
reichsbudgets mit 812.016 €. Herr Krümpel weist darauf hin, dass die finanziel-
len Abschreibungen in Höhe von 1.050.000 € im Wesentlichen aus den Abschrei-
bungen auf Finanzanlagen an die EWG und an die TaT-Gesellschaft bestehen. 
Diese seien bisher immer im Ergebnishaushalt ausgewiesen worden. Durch das 
NKF-Weiterentwicklungsgesetz werden diese hier nicht weiter veranschlagt. Man 
werde die Abschreibungen nur noch nachrichtlich im Haushaltsplan anzeigen. 
Dieser Betrag werde mit der Allgemeinen Rücklage verrechnet und belaste nicht 
mehr das Ergebnis. 
Herr Krümpel erläutert, dass es Änderungen im Sonderbereich 9 gebe, darge-
stellt auf Seite 10 der Vorlage. Die Änderungen seien im Wesentlichen darauf 
zurückzuführen, dass eine Anpassung der Gewerbesteuer an die aktuelle Er-
tragsentwicklung vorgenommen worden sei und darauf, dass die Stiftung Stadt-
werke Rheine aufgelöst wurde.  
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Herr Bonk macht deutlich, dass es nicht nachvollziehbar sei, dass die Stadt Rhei-
ne in diesem Jahr die Steuern erhöhe und die Beamten der Verwaltung eine Leis-
tungszulage bekommen sollen. Bei der derzeitigen Haushaltslage könne sich die 
Stadt Rheine die Leistungszulage nicht leisten.  
Herr Bonk bezieht sich auf die Produktgruppe 02 – Transferaufwendungen und 
erinnert, dass in der letzten Haupt- und Finanzausschusssitzung die 50.000 €, 
die der Verkehrsverein seit Jahren zusätzlich bekomme, mit einem Sperrvermerk 
versehen werden sollten. Diesen Antrag werde die CDU-Fraktion nicht stellen. Da 
die Konzeption „Stadtmarketing“ in diesem Jahr weiter konkretisiert werde und 
der Verkehrsverein voraussichtlich bereits Verträge abgeschlossen habe, werde 
man dem Verkehrsverein noch in diesem Jahr die 50.000 € bereitstellen. Im 
nächsten Jahr gebe es eine neue Konzeption „Stadtmarketing“. Dann müsse man 
sich noch einmal über die Thematik unterhalten. Dem Verkehrsverein soll das 
Signal gesetzt werden, dass er die 50.000 € nur noch für dieses Jahr bekommen 
könne.  
 
Die CDU-Fraktion stellt daher folgende Anträge: 
 

Der im Haushaltsplanentwurf für 2013 bis 2016 in den Fachbereichbudgets 
enthaltene Betrag von 170.000 € für die Einbeziehung der Beamtinnen 
und Beamten in die leistungsorientierte Bezahlung wird nicht veranschlagt.  
 
Der im Haushaltsplanentwurf für 2014 bis 2016 in der Produktgruppe 02 
Verwaltungsführung, Informations- und Öffentlichkeitsarbeit enthaltene 
Betrag von 50.000 € für Zuschüsse Verkehrsverein (Stadtmarketing) wird 
nicht veranschlagt.  

 
Herr Roscher macht deutlich, dass die SPD-Fraktion dem Beschlussvorschlag 
nicht zustimmen werde. Die Summe der Einsparungen könnte noch höher sein, 
wenn im Entscheidungsprozess zur Sekundarschule „Stadt Rheine“ ein anderer 
Modus gewählt worden wäre und man nicht eine Schule mit großen finanziellen 
Mitteln aufstocken und sanieren müsse, um die Schule „sekundarschulfähig“ zu 
machen. Dies sei, vor dem Hintergrund, dass die Overbergschule auslaufen soll 
und dort die entsprechenden Einrichtungen vorhanden seien, nicht nachzuvoll-
ziehen. Daher könne die SPD-Fraktion dem Beschlussvorschlag nicht zustimmen.  
Herr Roscher bezieht sich auf den Antrag der CDU-Fraktion und stellt klar, dass 
dieser die Belegschaft zwischen Beamten und Angestellten weiter spalte. Es sei 
schwer nachzuvollziehen. Durch gesetzliche Veränderung sei eine Möglichkeit der 
leistungsorientierten Bezahlung für Beamte ermöglicht worden.  
Bezogen auf die 50.000 € für Marketing wäre es deutlich sinnvoller gewesen, ab-
zuwarten, was die Koordination „Stadtmarketing“ für Vorschläge einbringe. Herr 
Roscher macht deutlich, dass er nicht glaube, dass es dadurch zu Haushaltsein-
sparungen komme und dass, wenn der Verkehrsverein autark in seinen 2 Hand-
lungssäulen bleiben soll, er auch Mittel zur Bewahrung seiner Aktivitäten benöti-
ge. Herr Roscher werde den Vorschlägen nicht zustimmen.  
 
Herr Reiske hält fest, dass auch er dem Beschlussvorschlag nicht zustimmen 
werde. Dem Verkehrsverein die 50.000 € zukünftig nicht weiter bereitzustellen, 
könne er nicht nachvollziehen. Der Verkehrsverein leiste eine anerkannte gute 
Arbeit.  
 
Herr Holtel weist darauf hin, dass die 50.000 € dem Verkehrsverein für dieses 
Jahr noch gewährt werden. Im nächsten Jahr werde das komplette Stadtmarke-
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ting neu konzipiert. Man müsse sehen, wer für welche Aufgabe wie viel Geld be-
komme. Das könne man nicht heute beraten. Es werde eine Aufgabe für 2013 
und 2014 sein.  
Herr Holtel bezieht sich auf die Schulsituation und merkt an, dass jede andere  
Schulorganisation, wie beispielsweise eine zweite Gesamtschule, ebenso Geld 
koste, wenn nicht noch mehr Geld. Die Anmeldungen bestätigen, dass der Schul-
standort im Schotthock wichtig sei.  
Herr Holtel merkt an, dass Beamte und Angestellte unterschiedliche Bezahlungen 
bekommen. Jeder Status biete gewisse Vorteile. In der jetzigen finanziellen Situ-
ation sei man nicht in der Lage, zusätzliche freiwillige Leistungen zu zahlen.   
 
Herr Ortel hält fest, dass er den 7 Punkten des Beschlussvorschlages zustimmen 
könne.  
Die beiden Ergänzungsvorschläge von Herrn Bonk werde er nicht mittragen. Der 
Begründungszusammenhang zur Steuererhöhung sei verwunderlich. Die leis-
tungsorientierte Bezahlung sollte als Element einer motivierenden, flexiblen Be-
soldungsstruktur zu sehen sein. Auf die leistungsorientierte Bezahlung zu ver-
zichten, gehe zu weit.  
Der Verkehrsverein leiste gute Arbeit. In dieser Situation der Findung und Ent-
wicklung einem beteiligten Akteur das Geld im nächsten Jahr zu streichen, sei ein 
unpassendes Signal.  
 
Herr Niehues erinnert, dass die 50.000 € dem Verkehrsverein damals für zentra-
les Stadtmarketing zur Verfügung gestellt wurden. Die Summe sollte nie direkt in 
die Verfügungsgewalt des Verkehrsvereins gehen. Für 2013 gebe es noch eine 
Übergangsregelung, ab 2014 werden zentrale Stadtmarketingmaßnahmen über 
das Budget der EWG zur Verfügung gestellt. Dem Verkehrsverein werde nichts 
genommen. Das Geld stand dem Verkehrsverein zu keinem Zeitpunkt zu. Das 
Verfahren wurde in der letzten Ratssitzung beschlossen.  
 
Herr Bonk macht deutlich, dass die Leistung der Beamten nicht geschmälert wer-
den soll. Zurzeit könne man aufgrund der Haushaltslage keine 170.000 € extra 
einstellen. Herr Bonk hält fest, dass die Arbeit des Verkehrsvereins gut sei, die 
50.000 € aber für 2014 für das Konzept „Stadtmarketing“ eingesetzt werden.   
 
Herr Ortel hält fest, dass in der Ratssitzung nicht die Summen, sondern das Ver-
fahren beschlossen wurden. Es sei fraglich, warum  an dieser Stelle festgelegt 
werden solle, dass dieser Aufgabenbereich nicht beim Verkehrsverein bleibe. 
Möglicherweise können sich der Verkehrsverein und die EWG auf andere Dinge 
einigen. 
 
Frau Dr. Kordfelder erläuterte, dass sie dem Antrag gegen die leistungsorientier-
te Bezahlung nicht zustimmen werde. Sie weist darauf hin, dass sie davon nicht 
betroffen sei, da Wahlbeamte nicht zu den möglichen Empfängern der leistungs-
orientierten Bezahlung gehören. Es seien mehrheitlich gerade die niedrigen Ein-
gruppierungsstufen, die von der Möglichkeit der Leistungszulage partizipieren 
könnten. Sogar bei der Kreisverwaltung habe der Landrat dafür gesorgt, dass die 
Beamten die leistungsorientierte Bezahlung bekommen.  
Frau Dr. Kordfelder stellt klar, dass sie auch dem Antrag zum Verkehrsverein 
nicht zustimmen werde. Die 3 Partner werden demotiviert. Der Antrag impliziere 
ausdrücklich eine Abhängigkeit des Verkehrsvereins von der Koordinationsstelle, 
der Wirtschaftsförderungsgesellschaft. Es sei kein gemeinsames Vorgehen auf 
Augenhöhe möglich.  
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Frau Dr. Kordfelder lässt sodann über die Anträge der CDU-Fraktion abstimmen: 
 
Der im Haushaltsplanentwurf für 2013 bis 2016 in den Fachbereichbudgets ent-
haltene Betrag von 170.000 € für die Einbeziehung der Beamtinnen und Beamten 
in die leistungsorientierte Bezahlung wird nicht veranschlagt.  
 
Abstimmungsergebnis:  10 Ja-Stimmen 

8 Nein-Stimmen 
1 Stimmenthaltung 

 
Der im Haushaltsplanentwurf für 2014 bis 2016 in der Produktgruppe 02 Verwal-
tungsführung, Informations- und Öffentlichkeitsarbeit enthaltene Betrag von 
50.000 € für Zuschüsse Verkehrsverein (Stadtmarketing) wird nicht veran-
schlagt. 
 
Abstimmungsergebnis:  10 Ja-Stimmen 
 9 Nein-Stimmen 
 
Beschluss: 
 

1. Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ergebnisse der Etat-
Beratungen in den Fachausschüssen gemäß den Anlagen 1 und 2 der Vor-
lage zur Kenntnis und stimmt unter Berücksichtigung der in der Begrün-
dung unter Buchstabe B, Ziffer 1 enthaltenen Erläuterungen den vorge-
schlagenen Budgetveränderungen zu. 

 
2. Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt den vorgeschlagenen Budgetver-

änderungen gemäß den Anlagen 3 bis 5 der Vorlage aufgrund des Dienst-
leistungsaustausches mit den Technischen Betrieben Rheine zu. 

 
3. Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt den unter Buchstabe B, Ziffer 3 – 

Sonstige Änderungen in den Fachbereichbudgets – aufgeführten Verände-
rungen zu. 

 
4. Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Fortschreibung des Sonderbe-

reichs 9 – Zentrale Finanzleistungen – gemäß den Anlagen 6 und 7 der 
Vorlage unter Berücksichtung der in der Begründung unter Buchstabe B, 
Ziffer 4 enthaltenen Erläuterungen zu. 

 
5. Der Haupt- und Finanzausschuss kommt nach Prüfung der dieser Vorlage 

als Anlage 8 der Vorlage beigefügten Einwendungen nach § 80 Abs. 3 Ge-
meindeordnung NW unter Berücksichtigung der unter Buchstabe B, Ziffer 5 
gemachten Erläuterungen zu dem Ergebnis, dass eine weitergehende de-
taillierte Prüfung bzw. Bearbeitung der Einwendungen nicht erforderlich ist 
und empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, die Einwendungen zur Kenntnis 
zu nehmen und aufgrund der Einwendungen keine Änderungen des Haus-
haltsplanentwurfes zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis:  12 Ja-Stimmen 
    7 Nein-Stimmen 
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6. Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, die 
Haushaltssatzung für das Jahr 2013 einschließlich der Anlagen in der Fas-
sung des Entwurfes des Haushaltsplanes 2013 unter Berücksichtigung der 
von den Fachausschüssen und dem Haupt- und Finanzausschuss vorge-
schlagenen Änderungen zu beschließen. 

 
7. Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, die 

mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung zu beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis:  11 Ja-Stimmen 
    8 Nein-Stimmen 
 
 
18. 
 

Eingaben an den Rat der Stadt bzw. an den Haupt- und Finanz-
ausschuss 
 

18.1. 
 

Antrag zur Reduzierung des Hebesatzes der Grundsteuer B der 
Stadt Rheine von derzeit 480 % auf 440 % im Jahr 2013 und 
auf 400 % im Jahr 2014 
 

1:26:23 
 
Frau Dr. Kordfelder berichtet, dass die Eingabe als Anlage 1 der Einladung zu 
TOP 18 im Ratsinformationssystem eingestellt worden sei.  
 
Die Ausschussmitglieder sind mit der Empfehlung der Bürgermeisterin, diesen 
Antrag an die Verwaltung zwecks Prüfung und Beantwortung zu verweisen, ein-
verstanden. 
 
 
18.2. 
 

Finanzlage der Stadt - Gebührenentgelte 
 

1:26:49 
 
Frau Dr. Kordfelder trägt den Inhalt des Antrages zur Finanzlage der Stadt - Ge-
bührenentgelte vom 18. Februar 2013 - vor.  
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Frau Dr. Kordfelder merkt an, dass jeder gem. § 24 Abs 1 GO das Recht habe, 
sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen mit Anregungen oder Beschwer-
den in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Die Zuständigkei-
ten der Ausschüsse und der Bürgermeisterin werden hierdurch nicht berührt. Es 
gehöre somit zu den demokratischen Grundrechten eines jeden Bürgers, sich mit 
Anregungen, Anträgen etc. an den Rat, die Ausschüsse und die Verwaltung zu 
wenden. Dieses Recht durch Erhebung von Gebühren zu beschränken, würde den 
demokratischen Grundprinzipien entgegenstehen. Unabhängig davon käme die 
vorgeschlagene Gebührenerhebung nach derzeitigem Kenntnisstand nur bei ei-
nem Bürger in Rheine zum Tragen. Da dieser Bürger nicht nur nach Ansicht der 
Stadt Rheine sein Petitionsrecht missbrauche, sei ihm schon im August letzten 
Jahres in Abstimmung mit den im Rat der Stadt vertretenen Fraktionen mitgeteilt 
worden, dass die Stadt Rheine, solange er bzw. seine Familie nicht durch ein be-
hördliches Verfahren unmittelbar persönlich betroffen sei, auf seine Einwendun-
gen, Anträge etc. nicht mehr reagieren werde.  
 
Die Ausschussmitglieder sind mit der Empfehlung der Bürgermeisterin, diesen 
Antrag an die Verwaltung mit der Bitte, dem Verfasser der Eingabe entsprechend 
schriftlich zu antworten, einverstanden. 
 
 
18.3. 
 

Weiterführung Bürgersteig 
 

1:29:10 
 
Frau Dr. Kordfelder trägt den Inhalt des Antrages des Stadtteilbeirates Gellen-
dorf/Südesch zur Weiterführung eines Bürgersteiges vom 20. Februar 2013, vor.  
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Die Ausschussmitglieder sind mit der Empfehlung der Bürgermeisterin, diesen 
Antrag an den Bauausschuss zur weiteren Bearbeitung zu verweisen, einverstan-
den. 
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18.4. 
 

Situation in den Bereichen des Kanals 
 

1:30:24 
 
Frau Dr. Kordfelder trägt den Inhalt des Antrages des Stadtteilbeirates Schott-
hock zur Situation in den Bereichen des Kanals vom 14. Februar 2013, vor.  
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Die Ausschussmitglieder sind mit der Empfehlung der Bürgermeisterin, diesen 
Antrag an die Technischen Betriebe zur erneuten Prüfung zu verweisen, einver-
standen. 
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18.5. 
 

Dichtheitsprüfung 
 

1:31:36 
 
Herr Kuhlmann trägt den Inhalt des Antrages der Bürgerinitiative „alles-dicht-in-
rheine“ zum Thema „Dichtheitsprüfung“ vom 10. Februar 2013, vor.  
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Die Ausschussmitglieder sind mit der Empfehlung von Herrn Kuhlmann, diesen 
Antrag an die Technischen Betriebe Rheine zur Prüfung zu verweisen, einver-
standen. 
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19. 
 

Einwohnerfragestunde 
 

1:32:38 
 
Es folgen keine Wortmeldungen. 
 
 
20. 
 

Anfragen und Anregungen 
 

20.1. 
 

Erhöhung des Stundenkontingents an Grundschulen mit 
Teilstandorten, Anregung von Frau Nagelschmidt 
 

1:32:54 
 
Frau Nagelschmidt regt an, den Vorschlag von Frau Dr. Kordfelder, eine Initiative 
zur Landesregierung zu ergreifen, aufzunehmen. Es soll eine Resolution zur Rats-
sitzung am 12. März 2013 vorbereitet werden, die beinhaltet, dass das Stunden-
kontingent an kleineren, ländlichen Grundschulen mit Teilstandorten erhöht wer-
de.  
 
Frau Nagelschmidt informiert, dass es zu dem Thema eine Aussage der Schulmi-
nisterin gebe. Frau Nagelschmidt zitiert:  
 

„Gerade im ländlichen Raum wird es künftig häufiger zu Teilstandortlösun-
gen kommen. Vor allem die Leitung von Schulen mit mehreren Standorten 
bedeutet einen höheren organisatorischen Aufwand. Dieser ist in der Um-
stellungsphase nochmals besonders hoch. Diesem wollen wir Rechnung 
tragen. Zur Unterstützung von Teilstandortlösungen sollen künftig für den 
zweiten und jeden weiteren Standort einer Schule jeweils für das Schul-
jahr, in dem der Teilstandort gebildet wurde, 11 Stunden im folgenden 
Schuljahr 9 und ab dem darauf folgenden Schuljahr dauerhaft 7 zusätzli-
che Leitungsstunden gewährt werden. Derzeit erhalten Schulleitungen mit 
Teilstandorten nur 3 Stunden zusätzliche Leitungszeit. Diese Erhöhung der 
Leitungszeit für Schulen mit Teilstandorten ist notwendig. Wir steigern da-
durch auch die Attraktivität für Schulleitungen an Schulen mit Teilstandor-
ten und wirken den Problemen bei der Besetzung von Schulleitungsstellen 
entgegen.“ 

 
Die CDU-Fraktion stellt den Antrag, für die nächste Ratssitzung eine Resolution 
dahingehend vorzubereiten. 
 
 
20.2. 
 

Verbesserung der Vertrauensbasis, Anregung von Herrn Bonk 
 

1:34:44 
 
Herr Bonk macht deutlich, dass es schlechter Stil gewesen sei, der Politik in der 
letzten Ratssitzung einen Vermerk zur Grundschulsituation ohne jegliche Voran-
kündigung vorzulegen. Herr Bonk sei morgens vor der Ratssitzung von der Bür-
germeisterin angerufen worden und zur Zügigkeit der Elsa-Brändström-Schule 
und zur Grundschulsituation befragt worden. Die Tendenz der CDU-Fraktion zur 
Elsa-Brändström-Realschule habe Herr Bonk telefonisch geschildert. Zur Grund-
schulsituation habe er geantwortet, dass die CDU-Fraktion zur Erhaltung der zu 
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schließenden Grundschulen tendiere. Als die Bürgermeisterin bemerkt habe, dass 
es keine Mehrheit für den Beschlussvorschlag im Schulausschuss geben werde, 
habe sie einen Vermerk zur Thematik „Auflösung von Grundschulen“ verlesen, 
aus dem u. a. hervorging, dass die Vorlagen angehalten worden seien. Es sei das 
gute Recht der Bürgermeisterin, dieses zu tun. Schlechter Stil sei es allerdings 
gewesen, weder die Fraktionsvorsitzenden noch die Vorsitzende des Schulaus-
schusses vorab über diesen Schritt zu informieren.  
Herr Bonk zitiert aus dem Vermerk der Ratssitzung: „Wegen dieser aktuellen 
Entscheidung werden die beiden für morgen, Mittwoch, den 20. Februar, und 
übermorgen, Donnerstag, den 21. Februar 2013, terminierten Sitzungen der 
Stadtteilbeiräte zu obigem Thema abgesagt.“  
Herr Bonk teilt mit, dass man daraufhin den Schulausschussmitgliedern signali-
siert habe, dass sie nicht unbedingt an den Stadtteilbeiratssitzungen teilnehmen 
müssen, da keine Schulthemen diskutiert werden. Zur Überraschung erschien die 
Bürgermeisterin dennoch zu den Sitzungen der Stadtteilbeiräte und hatte den für 
schulische Angelegenheiten zuständigen Fachbereichsleiter mitgebracht. Dem 
Zufall sei es zu verdanken gewesen, dass in Rodde die Ratsmitglieder Wilp und 
Niehues anwesen waren. 
Herr Bonk bemängelt, dass auch hier eine kurze Vorabinformation vertrauensbil-
dend gewirkt hätte. Herr Bonk bezieht sich auf das Leitbild und verdeutlicht die 
These über gegenseitiges Vertrauen zwischen Rat und Verwaltung.  
 
Herr Bonk regt an, dass die vertrauensbildenden Maßnahmen zwischen der Bür-
germeisterin und der Politik verbessert werden sollen. 
 
Ende des öffentlichen Teils der Sitzung: 18:42 Uhr 
 
 
 
  
    
Dr. Angelika Kordfelder Julia Kersting 
Bürgermeisterin Schriftführerin 
 
 
 
       

 
 
 


